
Das Beamten-Versorgungs-Gesetz 

- Dienstunfall - 

§ 30 Allgemeines. 

(1) Wird ein Beamter durch einen Dienstunfall verletzt, so wird ihm und seinen 

Hinterbliebenen Unfallfürsorge gewährt. Unfallfürsorge wird auch dem Kind einer Beamtin 

gewährt, das durch deren Dienstunfall während der Schwangerschaft unmittelbar 

geschädigt wurde. Satz 2 gilt auch, wenn die Schädigung durch besondere Einwirkungen 

verursacht worden ist, die generell geeignet sind, bei der Mutter einen Dienstunfall im 

Sinne des § 31 Abs. 3 zu verursachen. 

(2) Die Unfallfürsorge umfasst 

1. Erstattung von Sachschäden und besonderen Aufwendungen (§ 32), 

2. Heilverfahren (§§ 33, 34), 

3. Unfallausgleich (§ 35), 

4. Unfallruhegehalt oder Unterhaltsbeitrag (§§ 36 bis 38), 

5. Unfall-Hinterbliebenenversorgung (§§ 39 bis 42), 

6. einmalige Unfallentschädigung (§ 43), 

7. Schadensausgleich in besonderen Fällen (§ 43 a), 

8. Einsatzversorgung im Sinne des § 31 a. 

Im Fall von Absatz 1 Satz 2 und 3 erhält das Kind der Beamtin Leistungen nach den 

Nummern 2 und 3 sowie nach § 38 a. 

(3) ... 

§ 31 Dienstunfall. 

(1) Dienstunfall ist ein auf äußerer Einwirkung beruhendes, plötzliches, örtlich und 

zeitlich bestimmbares, einen Körperschaden verursachendes Ereignis, das in Ausübung 

oder infolge des Dienstes eingetreten ist. Zum Dienst gehören auch 

1. Dienstreisen, Dienstgänge und die dienstliche Tätigkeit am Bestimmungsort, 

2. die Teilnahme an dienstlichen Veranstaltungen und 

3. Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst oder in dem ihm gleichstehenden Dienst 

... oder Tätigkeiten, deren Wahrnehmung von (dem Beamten) im Zusammenhang 

mit den Dienstgeschäften erwartet wird, sofern der Beamte hierbei nicht in der 

gesetzlichen Unfallversicherung versichert ist (§ 2 Siebtes Buch SGB). 



(2) Als Dienst gilt auch das Zurücklegen des mit dem Dienst zusammenhängenden 

Weges nach und von der Dienststelle; hat der Beamte wegen der Entfernung seiner 

ständigen Familienwohnung vom Dienstort an diesem oder in dessen Nähe eine 

Unterkunft, so gilt Halbsatz 1 auch für den Weg von und nach der Familienwohnung. Der 

Zusammenhang mit dem Dienst gilt als nicht unterbrochen, wenn der Beamte von dem 

unmittelbaren Wege zwischen der Wohnung und der Dienststelle in vertretbarem Umfang 

abweicht, weil sein dem Grunde nach kindergeldberechtigendes Kind, das mit ihm in 

einem Haushalt lebt, wegen seiner oder seines Ehegatten beruflichen Tätigkeit fremder 

Obhut anvertraut wird oder weil er mit anderen berufstätigen oder in der gesetzlichen 

Unfallversicherung versicherten Personen gemeinsam ein Fahrzeug für den Weg nach und 

von der Dienststelle benutzt. Ein Unfall, den der Verletzte bei Durchführung des 

Heilverfahrens (§ 33) oder auf einem hierzu notwendigen Wege erleidet, gilt als Folge 

eines Dienstunfalles. 

(3) Erkrankt ein Beamter, der nach der Art seiner dienstlichen Verrichtung der Gefahr der 

Erkrankung an bestimmten Krankheiten besonders ausgesetzt ist, an einer solchen 

Krankheit, so gilt dies als Dienstunfall, es sei denn, dass der Beamte sich die Krankheit 

außerhalb des Dienstes zugezogen hat. ... Die in Betracht kommenden Krankheiten 

bestimmt die Bundesregierung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 

Bundesrates. 

(4) Dem durch Dienstunfall verursachten Körperschaden ist ein Körperschaden 

gleichzusetzen, den ein Beamter außerhalb seines Dienstes erleidet, wenn er im Hinblick 

auf sein pflichtgemäßes dienstliches Verhalten oder wegen seiner Eigenschaft als 

Beamter angegriffen wird. ... 

(5) ... 

§ 31 a Einsatzversorgung (Dienstunfälle im Ausland). ... 

§ 32 Erstattung von Sachschäden und besonderen Aufwendungen. 

Sind bei einem Dienstunfall Kleidungsstücke oder sonstige Gegenstände, die der Beamte 

mit sich geführt hat, beschädigt oder zerstört worden oder abhanden gekommen, so 

kann dafür Ersatz geleistet werden. Anträge auf Gewährung von Sachschadenersatz nach 

Satz 1 sind innerhalb einer Ausschlussfrist von drei Monaten zu stellen. Sind durch die 

erste Hilfeleistung nach dem Unfall besondere Kosten entstanden, so ist dem Beamten 

der nachweisbar notwendige Aufwand zu ersetzen. 



§ 33 Heilverfahren. 

(1) Das Heilverfahren umfasst 

1. die notwendige ärztliche Behandlung, 

2. die notwendige Versorgung mit Arznei- und anderen Heilmitteln, Ausstattung mit 

Körperersatzstücken, orthopädischen und anderen Hilfsmitteln, die den Erfolg der 

Heilbehandlung sichern oder die Unfallfolgen erleichtern sollen, 

3. die notwendige Pflege (§ 34). 

(2) An Stelle der ärztlichen Behandlung sowie der Versorgung mit Arznei- und anderen 

Heilmitteln kann Krankenhausbehandlung oder Heilanstaltspflege gewährt werden. Der 

Verletzte ist verpflichtet, sich einer Krankenhausbehandlung oder Heilanstaltspflege zu 

unterziehen, wenn sie nach einer Stellungnahme eines durch die Dienstbehörde 

bestimmten Arztes zur Sicherung des Heilerfolges notwendig ist. 

(3) Der Verletzte ist verpflichtet, sich einer ärztlichen Behandlung zu unterziehen, es sei 

denn, dass sie mit einer erheblichen Gefahr für Leben oder Gesundheit des Verletzten 

verbunden ist. Das gleiche gilt für eine Operation dann, wenn sie keinen erheblichen 

Eingriff in die körperliche Unversehrtheit bedeutet. 

(4) ... Ist der Verletzte an den Folgen des Dienstunfalles verstorben, so können auch die 

Kosten für die Überführung und die Bestattung in angemessener Höhe erstattet werden. 

(5) Die Durchführung regelt die Bundesregierung durch Rechtsverordnung mit 

Zustimmung des Bundesrates. 

§ 34 Pflegekosten und Hilflosigkeitszuschlag. 

(1) Ist der Verletzte infolge des Dienstunfalles so hilflos, dass er nicht ohne fremde 

Wartung und Pflege auskommen kann, so sind ihm die Kosten einer notwendigen Pflege 

in angemessenem Umfang zu erstatten. Die Dienstbehörde kann jedoch selbst für die 

Pflege Sorge tragen. 

(2) Nach dem Beginn des Ruhestandes ist dem Verletzten auf Antrag für die Dauer der 

Hilflosigkeit ein Zuschlag zu dem Unfallruhegehalt bis zum Erreichen der 

ruhegehaltfähigen Dienstbezüge zu gewähren; die Kostenerstattung nach Absatz 1 

entfällt. 


